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Und tatsächlich ist es so, dass die
in Deutschland ankommenden
Flüchtlinge eine früher nie gekannte
Hilfsbereitschaft erleben. Schon vor
Merkels Appell und der Öffnung
der Grenzen für Flüchtlinge hatten
sich viele Privatpersonen engagiert,
die Freundes- und Unterstützerkrei-
se hatten und haben starken Zulauf.
Auch in kleinen Gemeinden bilden
sich Gruppen, die den persönlichen
Kontakt zu den dort untergebrach-
ten Flüchtlingen suchen, Sprachkur-
se organisieren, Hausaufgabenhilfe
für die Kinder, Möbel und Kleider
beschaffen und – vor allem –
Flüchtlinge bei der Bewältigung von
Alltagsproblemen unterstützen, auch
bei Arztbesuchen oder beim Kon-
takt mit einem Rechtsanwalt.   

Diese Entwicklung ist vor allem
den Flüchtlingen aus Syrien zu ver-
danken, die inzwischen die größte
Flüchtlingsgruppe darstellen. Die
Behauptung, die meisten Asylsu-
chenden kämen aus wirtschaftlichen
Gründen zu uns, lässt sich nicht
mehr aufrechterhalten. Bedauerlich
ist es, dass auch viele Mitglieder von
Freundeskreisen zwischen den „gu-
ten“ und den anderen Flüchtlingen
unterscheiden und nur syrische Fa-
milien betreuen wollen. 

Ein großes Lob gebührt auch den
Mitarbeitern der für die Unterbrin-
gung der Flüchtlinge zuständigen
Bundesländer, Landkreise und Ge-
meinden, die sich mit großem Enga-
gement, viel Kreativität und vielen
Überstunden darum bemühen, die
neu ankommenden Flüchtlinge mit
Essen und einem  Dach über dem
Kopf  zu versorgen. Auch wenn vie-
le Flüchtlinge provisorisch in Zelten
oder Turnhallen untergebracht wer-
den müssen, besteht doch die be-
rechtigte Hoffnung, dass es sich
nicht um einen Dauerzustand han-

die Möglichkeit gibt, Flüchtlinge in
Staaten an den Außengrenzen der
Europäischen Union zurückzuschi-
cken, wenn sie dort bereits regist-
riert worden sind. 

Inzwischen weigern sich einige
betroffene Staaten, allen voran Un-
garn, Flüchtlinge nach der Dublin-
III-Verordnung zurückzunehmen.
Für Flüchtlinge aus Syrien hat die
Bundesrepublik Deutschland das
Dublin-Verfahren im August 2015
ausdrücklich ausgesetzt. Für die
Asylsuchenden aus anderen Her-
kunftsländern, die seit Anfang Sep-
tember täglich über die deutsch-ös-
terreichische Grenze einreisen, ist
die Situation dagegen noch völlig
ungeklärt.   

Die letzte große Flüchtlingswelle
ist lange her. Anfang der neunziger
Jahre waren viele Menschen vor
dem Bürgerkrieg im damaligen Ju-
goslawien geflüchtet. Im Jahr 1992
hatten mehr als 438.000 Menschen
in Deutschland Asyl beantragt. Da-
mals gab es in Baden-Württemberg
fünf   Außenstellen des BAMF, in
Karlsruhe, Freiburg, Reutlingen,
Göppingen und Ludwigsburg. In
der zweiten Hälfte der neunziger
Jahre waren die Asylbewerberzahlen
jedoch kontinuierlich gesunken. In
den Jahren 2006 bis 2009 baten nur
noch  ca. 30.000 Flüchtlinge pro
Jahr in Deutschland um Asyl.

Selbstverständlich hätte das
BAMF die frei gewordenen Kapazi-
täten nutzen können, um Asylver-
fahren schneller zu bearbeiten. Auch
vor zehn Jahren waren Wartezeiten
von mehr als einem Jahr bis zur
Erstentscheidung keine Seltenheit.
Diese Chance wurde jedoch vertan.
Stattdessen wurden viele Außenstel-
len des BAMF geschlossen, der Per-
sonalbestand abgebaut. In Baden-
Württemberg blieben nur noch zwei

delt und dass die Behörden langfris-
tig für eine bessere Unterbringung
sorgen werden. 

Länder, Landkreise und Gemein-
den tragen  also – unterstützt durch
viele Privatpersonen und Hilfsorga-
nisationen – ihren Teil dazu bei,
dass „wir“ es schaffen. So viel kann
man von der Bundesregierung nicht
behaupten. Nicht nur die ungenü-
gende Kostenbeteiligung des Bun-
des sorgt für Unmut. Der Bund
wird auch der Aufgabe nicht ge-
recht, die vom Gesetz ihm allein zu-
gewiesen worden ist, nämlich der
Entscheidung über die Asylanträge. 

Personalmangel beim Bundes-
amt für Migration und 

Flüchtlinge

Das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) ist eine
Bundesbehörde mit Sitz in Nürn-
berg. In allen Bundesländern gibt es
Außenstellen, in Baden-Württem-
berg sind es zurzeit vier Außenstel-
len, in Karlsruhe, in Ellwangen, in
Meßstetten und in Eningen bei
Reutlingen. 

Das BAMF war auf  die große
Flüchtlingswelle nicht vorbereitet
und wird auch in absehbarer Zeit
nicht in der Lage sein, in einem zu-
mutbaren Zeitraum über die Asylan-
träge zu entscheiden, weil es viel zu
wenig Mitarbeiter hat. Dass die vie-
len Menschen, die täglich aus Syrien
fliehen, irgendwann den Weg nach
Europa finden müssen, weil sie in
ihren Nachbarländern nicht mehr
aufgenommen werden können, hat
man im Bundesinnenministerium
nicht rechtzeitig erkannt. Und ver-
mutlich hat  man auch darauf  ver-
traut, dass das Dublin-System weiter
funktionieren wird, das dem mitten
in Europa gelegenen Deutschland

Wir schaffen das! Aber wann? 

„Wir schaffen das“ hat Bundeskanzlerin Angela Merkel in Anlehnung an Präsident Obamas „Yes we

can“ immer wieder und in verschiedenen Varianten bekräftigt. Mit dem Zusatz „Wer, wenn nicht

wir?“ appelliert sie an jeden einzelnen von uns, an alle, die in Deutschland leben, an eine Bevölke-

rung, die im Ruf steht, besonders tüchtig zu sein.



Man behalf  sich zunächst mit einer
Umverteilung auf  andere Außen-
stellen. Verfahren, für die eigentlich
die notorisch überlastete Außenstel-
le in Karlsruhe zuständig gewesen
wäre, kamen nach der persönlichen
Anhörung zu den Asylgründen in
einen sogenannten „Entscheidungs-
pool“, aus dem  Mitarbeiter von an-
deren Außenstellen irgendwo in
Deutschland Verfahren übernehmen
und entscheiden konnten, wenn sie
Kapazitäten hatten. Verfahren, die
erst einmal im „Pool“ gelandet wa-
ren, wurden monate- oder jahrelang
nicht bearbeitet. Anfragen nach dem
Verfahrensstand wurden nicht be-
antwortet, weil es ja gar keinen Ent-
scheider gab, der für das Verfahren
zuständig gewesen wäre. 

2014 hat das BAMF – bei im we-
sentlichen unverändertem Personal-
bestand – eine Prioritätenliste einge-
führt, die aktuell so aussieht, dass
offensichtlich unbegründete Anträ-
ge von Flüchtlingen aus Westbal-
kanstaaten prioritär bearbeitet wer-
den. Ebenfalls Priorität genießen
Anerkennungen von Flüchtlingen
aus Syrien und Eritrea, von Ange-
hörigen religiöser Minderheiten aus
dem Irak sowie Altfälle aus dem
Jahr 2013 und den Vorjahren. Asyl-
verfahren, die nicht unter diese Ka-
tegorien fallen, werden gar nicht be-
arbeitet. 

Inzwischen gibt es viele Asylsu-
chende, die seit 2012 in Deutsch-
land sind, aber trotz statistisch guter
Chancen auf  Asyl oder einen subsi-
diären Schutz noch keine Entschei-
dung erhalten haben, z. B. Flüchtlin-
ge aus dem Iran, Irak oder Afgha-
nistan. In vielen Fällen wurden die
betroffenen Flüchtlinge noch gar
nicht zu ihren Asylgründen ange-
hört, in anderen Fällen wurden sie
bereits vor drei Jahren angehört, ha-
ben aber noch keine Entscheidung
erhalten. 

Auch die in verschiedenen Medi-
en immer wieder behaupteten kur-
zen Bearbeitungszeiten für Asylver-
fahren von Flüchtlingen aus Syrien
 – die Rede ist von drei bis sechs
Monaten – halten einer Überprü-
fung in der Realität nicht stand.
Trotz prioritärer Bearbeitung müs-
sen auch Flüchtlinge aus Syrien in-
zwischen mehr als ein Jahr auf  ihre
Anerkennung waren, gerechnet ab
der förmlichen Asylantragstellung
und nicht ab der Meldung als Asyl-
suchender. 

Untätigkeitsklagen

Dass auch Altfälle bevorzugt be-
arbeitet werden sollen, ist eine rela-
tiv neue Dienstanweisung und ist
die Reaktion auf  die vielen Untätig-
keitsklagen, mit denen das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge
überzogen wird und die enorme
Kosten verursachen. 

Bei Untätigkeit einer Behörde gibt
es die Möglichkeit, beim Verwal-
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Außenstellen, in der Landesaufnah-
meeinrichtung in Karlsruhe und in
Eningen bei Reutlingen. In Eningen
gab es allerdings viele Jahre lang nur
das Prozessreferat. Das ist die Ab-
teilung, die in Klageverfahren den
Schriftverkehr mit den Verwaltungs-
gerichten führt. 

Entscheidungsstau beim 
Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge

Seit 2010 kommen wieder mehr
Flüchtlinge nach Deutschland.
Schon im Jahr 2013 wurden mehr
als 100.000 Erstasylanträge gestellt,
2014 waren es 173.072 Erstasylan-
träge. Dennoch reagierte das Bun-
desinnenministerium lange nicht.

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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tungsgericht eine Untätigkeitsklage
zu erheben. Von dieser Möglichkeit
machen mehr und mehr Flüchtlinge
Gebrauch. Die Zahl der Asylklage-
verfahren hat sich dadurch deutlich
erhöht. 

Wird der Klage in vollem Umfang
stattgegeben, muss das BAMF die
Anwaltskosten erstatten, derzeit in-
klusive Fahrtkosten ungefähr
1.000,00 € für einen einzelnen Klä-
ger ohne Familienangehörige. We-
gen des chronischen Personalman-
gels kann das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge die Möglich-
keit, die Anwaltskosten dadurch zu
minimieren, dass während des lau-
fenden Gerichtsverfahrens
ein Anerkennungsbescheid
erlassen und dadurch eine
mündliche Verhandlung
beim Verwaltungsgericht ver-
mieden wird, immer weniger
nutzen.

Diese Kostenerstattungen
belasten den Etat des Bun-
desamtes und waren offen-
bar nicht eingeplant. Dies
zeigt sich daran, dass die
Bundeskasse die Kostener-
stattungen mit einer erhebli-
chen zeitlichen Verzögerung
an die Anwälte überweist.
Wartezeiten von einem hal-
ben Jahr sind keine Seltenheit. 

Neueinstellungen beim Bundes-
amt für Migration und 

Flüchtlinge

Obwohl schon im Jahr 2013 mehr
als 100.000 Flüchtlinge (Erst-)Asyl-
anträge gestellt hatten, wurde erst
Ende 2014 beschlossen, zum
01.01.2015 neue Entscheider einzu-
stellen, insgesamt 300 für damals
schon mehr als 30 Außenstellen.
Nachdem sich diese Maßnahme als
völlig unzureichend erwiesen hatte,
kündigte Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière im Mai 2015 an,
dass der Mitarbeiterbestand des
Bundesamts als Reaktion auf  die
steigenden Flüchtlingszahlen lang-
fristig verdoppelt werden solle. Man
werde ca. 2.000 neue Mitarbeiter
einstellen. 

insgesamt 331.226 Erstasylanträge
gestellt. In dieser Statistik sind je-
doch nur wenige von den Flüchtlin-
gen erfasst, die seit der Öffnung der
Grenzen Anfang September über
die Balkanroute nach Deutschland
gekommen sind, weil die meisten
von ihnen noch gar keinen förmli-
chen Asylantrag gestellt haben. Zwi-
schen der Meldung als Asylsuchen-
der in einer Landesaufnahmeein-
richtung und der förmlichen Asylan-
tragstellung beim Bundesamt verge-
hen mehrere Wochen, oft auch Mo-
nate. 

Jedenfalls in Baden-Württemberg
ist es so, dass das Land sich zu-

nächst um die Aufnahme und Un-
terbringung kümmert, dann um die
medizinische Untersuchung und um
die erkennungsdienstliche Behand-
lung (Fotos, Fingerabdrücke). Erst
danach bestimmt die Landesaufnah-
meeinrichtung den Termin zur Asyl-
antragstellung beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge. 

Nicht unerwähnt bleiben soll in
diesem Zusammenhang, dass auch
viele Flüchtlinge, die sich seit mehr
als einem Jahr in Baden-Württem-
berg aufhalten, noch nicht erfasst
sind, weil sie immer noch keinen
förmlichen Asylantrag stellen durf-
ten. Sie wurden im Sommer 2014,
als die Landesaufnahmestelle in
Karlsruhe keine Kapazitäten mehr
hatte und noch keine zusätzlichen
Landesaufnahmeeinrichtungen ein-
gerichtet waren, direkt den Land-
kreisen zur Unterbringung zugewie-

Aber die Umsetzung solcher An-
kündigungen braucht viel Zeit. In-
zwischen wurde ein Nachtragshaus-
halt verabschiedet, der die Einstel-
lung von zunächst 1.000 neuen Mit-
arbeitern im Jahr 2015 ermöglicht,
darunter allerdings nur 450 Ent-
scheider. Der Nachtragshaushalt ist
am 01.07.2015 in Kraft getreten.
Die Stellen sollten bis Ende No-
vember 2015 besetzt sein, auf  der
Website des BAMF sind aber immer
noch Stellen für Entscheider ausge-
schrieben. Bewerber gibt es offen-
bar genug, aber nicht alle sind geeig-
net. Die Tätigkeit als Entscheider
setzt eine gewisse schulische oder

berufliche Qualifikation voraus,
z. B. eine Ausbildung in der öffentli-
chen Verwaltung. 

Zu einem Abbau des Entschei-
dungsstaus haben diese Neueinstel-
lungen nicht beigetragen. Die neu
eingestellten Entscheider konnten
ihre Arbeit nicht sofort aufnehmen.
Sie müssen zunächst an einer drei-
monatigen Schulung teilnehmen.
Mit einer Verbesserung der Situati-
on ist allerdings auch im nächsten
Jahr nicht zu rechnen, weil auch die-
se Aufstockung des Personalbe-
stands nur ein Tropfen auf  den hei-
ßen Stein ist. Mit den steigenden
Antragszahlen können die Neuein-
stellungen  nicht Schritt halten. 

Zukunftsprognose

Laut Statistik des BAMF wurden
von Januar bis Ende Oktober 2015

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge



agentur für Arbeit ist, wird es in na-
her Zukunft nicht richten können.
Nach seinem Amtsantritt hat er
zwar die Einstellung von insgesamt
3.000 neuen Mitarbeitern, gegen-
über dem Stand Mai 2015, gefor-
dert. Bisher sind aber nur die Mittel
für 1.000 neue Mitarbeiter bereitge-
stellt. 

Lösungswege

Eine Einigung mit anderen euro-
päischen Ländern über Aufnahme-
quoten wird allenfalls für die Zu-
kunft eine Entlastung bringen. Die
Flüchtlinge, die jetzt eingereist sind,
müssen ihr Asylverfahren hier in
Deutschland durchführen.  

Die Gefahr ist groß, dass die
Flüchtlinge, die mit großen Hoff-
nungen nach Deutschland gekom-
men sind und die wir mit großem
medialem Aufwand willkommen ge-
heißen haben, im Behördendschun-
gel stecken bleiben und durch das
lange Warten seelisch zermürbt wer-
den. Die Einrichtung  von Aufnah-
mezentren für Flüchtlinge aus „si-
cheren Herkunftsländern“, die Su-
che nach immer neuen sicheren
Herkunftsländern und die Ein-
schränkung des Familiennachzugs
werden die Menschen, die auf
der Flucht sind, nicht daran hin-
dern, nach Deutschland zu kom-

men und – vor al-
lem – das BAMF
nicht entlasten.
Woher sollen die
Mitarbeiter kom-
men, die in den
jetzt beschlosse-
nen Aufnahme-
zentren innerhalb
von einer Woche
über Asylanträge
entscheiden wer-
den? Wes Geistes
Kind sind diejeni-
gen, die sich auf
solche Stellen be-
werben?

Die Überlegun-
gen zu einer Lö-

sung des Problems müssen deshalb
in eine andere Richtung gehen. Bun-
deskanzlerin Merkel hat sich in einer
großzügigen Geste über bestehende
aufenthaltsrechtliche Vorschriften
hinweggesetzt, die Grenzen geöff-
net und die Flüchtlinge einreisen
lassen. Diese Großzügigkeit währt
aber nur so lange, bis sie eingereist
und untergebracht sind. Ist es denn
wirklich notwendig, diese Menschen
in ein langjähriges Asylverfahren zu
zwingen? Könnte das BAMF nicht
auch dadurch entlastet werden, dass
allen Asylsuchenden, die derzeit in
Deutschland sind, oder zumindest
bestimmten Flüchtlingsgruppen, per
Gesetz ein Asylstatus gewährt und
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
wird, so wie es in den 80er Jahren
bei den Kontingentflüchtlingen aus
Vietnam gehandhabt wurde? Die
Flüchtlingspässe und die Aufent-
haltstitel könnten dann direkt von
den Ausländerbehörden erteilt wer-
den. Eine Entscheidung des BAMF
wäre nicht mehr notwendig. Der
neue Amtsleiter müsste dann nur
noch für die Vermittlung von Ar-
beits- und Ausbildungsplätzen sor-
gen, in seiner Funktion als
Vorstandsvorsitzender der Bundes-
agentur für Arbeit.

Heiderose Schwarz
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sen, ohne medizinische Untersu-
chung, ohne ED-Behandlung und
eben auch ohne förmliche Asylan-
tragstellung. Ein Termin zur förmli-
chen Asylantragstellung sollte ver-
einbart werden, sobald die Landkrei-
se die ED-Behandlung durchgeführt
hätten. Dazu sehen sich aber viele
Landkreise nicht in der Lage. An-
geblich fehlt es an der technischen
Ausrüstung zur Anfertigung von di-
gitalen Fingerabdrücken. Manches
schaffen wir eben doch nicht! 

Die Rechnung ist einfach: In den
beiden Monaten seit der Öffnung
der Grenzen Anfang September
2015 sind mehr Flüchtlinge nach
Deutschland gekommen, als in den
acht Monaten davor. Dass im Jahr
2015 insgesamt mehr als eine Milli-
on Flüchtlinge in Deutschland um
Schutz bitten werden, ist keine unre-
alistische Schätzung. Das sind fünf-
bis sechsmal so viele Flüchtlinge wie
im Jahr 2014. Der Personalbestand
des BAMF müsste also gegenüber
2014 im selben Umfang erhöht wer-
den, nur um die im Jahr 2015 ge-
stellten Anträge in einem angemes-
senen Zeitraum zu bearbeiten. Die
hohen Rückstände sind damit noch
nicht abgebaut. 

Auch der am 18.09.2015 berufene
neue Amtsleiter des BAMF, Frank-
Jürgen Weise, der zugleich
Vorstandsvorsitzender der Bundes-

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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Dabei darf  man nicht vergessen,
dass die Menschen, die nach
Deutschland fliehen, nicht ohne
Grund ihr Heimatland verlassen. Sie
fliehen vor Krieg, Gewalt, Verbre-
chen in eine ungewisse Zukunft.
Wenn sie es nach Europa geschafft
haben, liegt die erste Hürde hinter
ihnen. Doch zahlreiche Behörden-
gänge liegen vor ihnen und neben
der großen Welle der Solidarität, die
durch Deutschland geht, sind die
Flüchtlinge immer wieder rassisti-
schen Übergriffen ausgesetzt und
werden für Straftaten verantwortlich
gemacht, die in den Vordergrund
gerückt und in der Bevölkerung
über die altbekannte Mund-
zu-Mund-Propaganda weitererzählt
werden.  

werberheimen fein säuberlich mar-
kiert sind. Es fehlt allein das Faden-
kreuz. Doch damit nicht genug:
Längst ist Rassismus kein Alleinstel-
lungsmerkmal gewaltbereiter Grup-
pierungen mehr. Sätze wie ‚Ich bin
ja kein Rassist, aber das Boot ist voll
…‘ zeigen, wie weit verbreitet rassis-
tische Vorurteile und Stereotype in
der Gesellschaft sind.“ Auch Face-
book-Gruppen von „Besorgten El-
tern“, die ihre Kinder nicht mehr
zur Schule neben einer Flüchtlings-
unterkunft schicken wollen, sind be-
reits entstanden.

Steigende Gewaltbereitschaft

2015 ist aber gerade auch die Ge-
waltbereitschaft deutlich höher als

Positive Szenarien müssen her

„Positive Szenarien müssen her“ –
schreibt Amnesty-Generalsekretärin
Çalışkan daher in einem Gastbeitrag

in der Mittelbayerischen Zeitung im

August, und weiter: „Die Politik

muss ihren Umgang mit Flüchtlin-

gen überdenken, anstatt rassisti-

schen Hetzern Argumente zu lie-

fern. Freital und Tröglitz, Remchin-

gen und Reichertshofen: Allein im

ersten Halbjahr 2015 wurden nach

Angaben des Bundesinnenministeri-

ums 202 Angriffe auf  Flüchtlings-

heime registriert. Das sind so viele

wie im gesamten vergangenen Jahr

und zwei Mal mehr als 2013. Im

Netz kursieren Deutschlandkarten,

auf  denen die Adressen von Asylbe-

Gib Rassismus keine Chance – die rechten Angriffe

auf Asylbewerber 2015

2015 kamen so viele Flüchtlinge nach Deutschland wie schon seit Jahren nicht mehr. Zahlreiche
Vorwürfe an die Politiker wurden laut, sie hätten zu lange gewartet und nun sei das Land mit der
Aufnahme der Flüchtlinge überfordert. Die Pegida-Bewegung mit Wurzeln im Osten des Landes, die
harten Forderungen und Vorwürfe bayrischer Politiker, die Anschläge auf Asylzentren, Flüchtlinge
und Personen, die sich für Flüchtlinge stark machen, tragen ihr Übriges zu einem feindseligen Kli-
ma bei, das mit der „drohenden Überfremdung“ Deutschlands gerechtfertigt wird.

Hakenkreuzschmiererei in Mittelfranken mit Bezug auf  den Brandanschlag auf  die geplante Flüchtlingsunterkunft 
                                                 in Vorra im Dezember 2014 Quelle: FAZ



wochenlang anhaltenden Protesten
gegen die Aufnahme von Asylbe-
werbern schließlich zur Eskalation:
Ein Feuer brach in der geplanten
Unterkunft für 40 Asylsuchende
aus. Die Polizei spricht von einem
Brandanschlag – kein Einzelfall. 

Denn nicht nur in Sachsen
kommt es zu derartigen Anschlägen
 – in fast jedem Bundesland wurden
mittlerweile Angriffe auf  Flücht-
lingsunterkünfte und Hetze gegen
Ausländer verzeichnet. Setzt man
dabei die Anzahl der Vorfälle mit
der Einwohnerzahl in Relation, fällt
ein Ost-West-Gefälle auf: Auch
wenn absolut betrachtet die Zahl
der Übergriffe auf  Heime in den
westdeutschen Ländern größer ist,
so ist Gewalt gegen Asylbewerber in
Ostdeutschland relativ zur Bevölke-
rungszahl gesehen besonders stark
verbreitet. Vor allem in Berlin,
Nordrhein-Westfalen und Sachsen
wurden Übergriffe registriert. Bay-
ern verzeichnete ebenfalls überpro-
portional viele Vorfälle. Allein in
den ersten drei Monaten 2015 wur-
den hier zum Beispiel bereits acht
Delikte gemeldet. Und in Sachsen
liefen zu diesem Zeitpunkt bereits
19 entsprechende Ermittlungen. 

Spätestens seit Ende Oktober
2015 sieht das Bundeskriminalamt
in dem ungebremsten Flüchtlings-
strom eine Gefahr für die innere Si-
cherheit in Deutschland. „Mit der
ständig steigenden Flüchtlingszahl
verschärft sich auch die Sicherheits-
lage. Die Konflikte unter Asylsu-
chenden nehmen zu, die Stimmung
im rechten Lager heizt sich auf. Die-
se Dynamik macht mir Sorgen“,
sagt BKA-Präsident Holger Münch
dem Magazin „Focus“. Die Lage sei
„schwierig und angespannt“.
Schnellstmöglich müssten wieder
geordnete Verfahren und stabile
Strukturen geschaffen werden. Laut
Münch zählte das BKA bis Ende
Oktober 600 Angriffe auf  Asylun-
terkünfte, davon mindestens 543
mit rechtsextremistischem Hinter-
grund. Bei diesen Vorfällen ver-
zeichnet das BKA 95 Gewaltdelikte
und 49 Brandstiftungen. Der Rest
sind Beleidigungen, Hausschmiere-
reien etc.

Wie sicher sind Flüchtlinge in
Deutschland? 

Angesichts der insgesamt zuneh-
menden Übergriffe stellt sich also
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in den Vorjahren: Körperverletzung,
Pöbeleien, Brandstiftung, ausländer-
feindliche Demonstrationen – bis zu
500 Vorfälle mit möglicherweise
fremdenfeindlichem Hintergrund
zählen Polizei und Flüchtlingsorga-
nisationen in den ersten acht Mona-
ten dieses Jahres – deutlich mehr als
in den Vorjahren. Eine traurige Bi-
lanz. Im Osten kommt es bei Asyl-
suchenden besonders häufig zu Fäl-
len von Körperverletzung. Im Süden
und im Westen der Bundesrepublik
verzeichnet die Polizei besonders
viele Fälle von Brandstiftungen ge-
gen Flüchtlingsunterkünfte. Allein in
Bayern und Baden-Württemberg
wurden bereits zehn solcher An-
schläge verübt. 

Ein extremes Negativ-Beispiel
gibt zurzeit die Gemeinde Tröglitz
in Sachsen-Anhalt: Am 15. März
2015 demonstrierten rund 180
Rechtsextreme und Bürger der Ge-
meinde Tröglitz gegen die geplante
Unterbringung von Asylbewerbern.
Drei Tage später wurde am geplan-
ten Asylbewerberheim in Tröglitz
ein Hakenkreuz entdeckt. Eine Ma-
lerfirma entfernte daraufhin die
etwa 25 Zentimeter große Schmiere-
rei. Am 4. April 2015 kam es nach
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paradoxerweise die Frage, wie sicher

Flüchtlinge mittlerweile in Deutsch-

land sind. Eine Umfrage in mehre-

ren Bundesländern zeigt, dass sich

die Sicherheitsbehörden der beson-

deren Gefahr für Flüchtlingsunter-

künfte bewusst sind. Das Innenmi-

nisterium in Rheinland-Pfalz erklärt

dazu: „Flüchtlingsunterkünfte oder

Asylbewerberheime unterliegen

grundsätzlich einer abstrakten Ge-

fährdung.“ Die Aufgabenteilung

beim Schutz sieht so aus, dass die

Länder vor allem für die zentralen

Aufnahmeeinrichtungen verantwort-

lich sind. Die Kommunen oder pri-

vate Betreiber wiederum kümmern

sich um die Unterkünfte, wo die

Flüchtlinge anschließend unterkom-

men.

In Niedersachsen zum Beispiel

werden die zentralen Standorte in

Bramsche, Braunschweig und Osna-

brück laut Innenministerium durch

private Sicherheitsdienste rund um

die Uhr bewacht. Vielerorts ist der

Einsatz von solchen Wachdiensten

die Regel. Im Grenzdurchgangslager

im niedersächsischen Friedland, wo

etwa Flüchtlinge aus Syrien ankom-

men, gibt es rund um die Uhr einen

Feuerlösch- und Bewachungsdienst.

Bei Bedarf  werden die rund 300

Asyleinrichtungen im Land beson-

ders geschützt. Auch in Bayern rich-

tet sich der Schutz der Asylbewer-

berheime nach der möglichen Be-

drohungslage. In Sachsen wird vor

der Eröffnung einer neuen Unter-

kunft mit der jeweiligen Polizei-

dienststelle ein Sicherheitskonzept

erstellt, in das der Einsatz von

Wachleuten, Meldewege bei Angrif-

fen oder bauliche und technische Si-

cherheitsmaßnahmen einfließen.

Kritik von Selmin Çalışkan 

Selmin Çalışkan kritisiert: „Ein
wohlhabendes und demokratisches
Land wie Deutschland sollte drin-
gend seinen Umgang mit Flucht und
Einwanderung laut überdenken und
positive Szenarien für die Zukunft
entwickeln. Migrantinnen, Migran-
ten und Flüchtlinge haben die deut-
sche Gesellschaft seit jeher geprägt

nachkommt, zeigen sich zivilgesell-
schaftliche Gruppen solidarisch,
stellen sich vor die Geflüchteten
oder starten eigene Seenotrettungsi-
nitiativen. Denn Flüchtlinge haben
Rechte. Kriegstraumatisierte Män-
ner, Frauen und Kinder müssen vor
Anschlägen und Hassreden ge-
schützt werden – vom Staat und
nicht von Zivilorganisationen, die
sich selber zur Zielscheibe von ge-
waltbereiten Rechten machen. Poli-
tik und Strafverfolgungsbehörden
sind jetzt gefragt, die Rechte von
Flüchtlingen zu schützen – und
auch jene Menschen, die bei deren
Unterstützung Verantwortung, Zi-
vilcourage und Empathie zeigen.
2700 Mitglieder zählte Anfang Au-
gust die Facebook-Gruppe einer
Bürgerwehr in Gerstungen, deren
Mitglieder sich gegenseitig vor Men-
schen ‚mit südländischem Aussehen‘
warnten und durch die Straßen pat-
rouillierten. Ähnlich viele Menschen
jubelten vor genau 23 Jahren in
Rostock-Lichtenhagen vor einer
zentralen Aufnahmestelle für Asyl-
bewerber als die ersten Flammen
emporstiegen.“

Angesichts dieser Schilderungen
gilt es daher immer im Hinterkopf
zu behalten: „Fremd oder einhei-
misch – es ist der Mensch, der
zählt!“

und mitgestaltet. Stattdessen wird
geschwiegen oder bestenfalls bedau-
ert, dass Rassismus in Deutschland
alltäglich ist. Politikerinnen und Po-
litikern, die gewaltsame Angriffe auf
Menschen zwar nicht rechtfertigen,
aber irgendwie erklären können, vor
Überfremdung warnen und immer
restriktivere Asylgesetze vorantrei-
ben, schüren Angst. Allen Fakten
zum Trotz beklagen sie einen ‚mas-
siven Asylmissbrauch durch Ar-
mutsflüchtlinge‘. Auch erklären sie
Staaten zu ‚sicheren Herkunftslän-
dern‘, in denen ethnische Minder-
heiten systematischer Diskriminie-
rung und Gewalt ausgesetzt sind.
Die meisten Menschen haben sozia-
le, politische, wirtschaftliche, ge-
sundheitliche und ökologische
Gründe zugleich, die sie zum Ver-
lassen ihres Herkunftslandes zwin-
gen. Deshalb ist es umso wichtiger,
jedes Asylgesuch einzeln zu prüfen
und Menschen nicht pauschal abzu-
lehnen. Auf  einem Tablett servieren
jene Politikerinnen und Politiker den
Hetzern und Brandstiftern die Mög-
lichkeit, sich als Retter in einer ver-
meintlichen Notsituation inszenie-
ren zu können, als Opfer, die sich
zur Wehr setzen. In der Notsituati-
on befinden sich allerdings die Men-
schen, die hierher flüchten. Wo der
Staat seiner Verpflichtung zum
Schutz von Schutzsuchenden nicht

Brandanschlag auf  eine geplante Unterkunft für Asylbewerber im baden-
württembergischen Weissach (August 2015)

Quelle: picture alliance, dpa, Friebe,SDMG

Laura Steinacher



Im Jahr 2015 haben laut dem
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge allein in den Monaten
Januar bis Oktober über 150.000
mehr Menschen Asyl beantragt als
im gesamten Jahr 2014. 40.000
Menschen waren es im September
und über 52.000 im Oktober. 

Syrien ist und bleibt mit 100.248
Erstanträgen (Januar bis Oktober),
im Vorjahr mit 23.575 Erstanträgen,
auf  Rang eins, gefolgt von Albanien
mit 48.865 Erstanträgen. Im Vorjahr
war das Land mit 5.526 Erstanträ-
gen noch auf  Rang fünf. Der Koso-
vo steht an dritter Stelle: Seit Januar
2015 wurden bereits 32.163 Erstan-
träge gestellt, das sind mehr als zehn
Mal so viele wie im Vorjahr. Zahlen-
mäßig folgen Afghanistan, der Irak,
Serbien, Mazedonien, Eritrea und
Pakistan.

Bis Ende des Jahres wird in der
Bundesrepublik mit der Ankunft
von insgesamt 800.000 Asylsuchen-
den gerechnet. Nach Schätzungen
von Amnesty müssen in den kom-
menden zwei Jahren zumindest die

1,38 Millionen am stärksten bedroh-
ten Flüchtlinge aufgenommen wer-
den. Die EU-Länder sollten in die-
sem Zeitraum daher mindestens
300.000 Flüchtlingen Zuflucht
bieten. 

Ursachen für die Flucht 

Die meisten der etwa 60 Millio-
nen Flüchtlinge fliehen vor Bürger-
kriegen, gewaltsamen Konflikten
und Verfolgung. Viele setzen bei der
Flucht ihr Leben aufs Spiel. In den
Ländern, aus denen die meisten
Menschen flüchten, herrschen seit
Jahren gewaltsame Konflikte, an de-
nen Europa oft nicht unschuldig ist.

Syrien: Durch die Unterstützung
der Opposition mit Waffen wurde
der Konflikt in Syrien zusätzlich
verschärft. Weite Teile des Landes
liegen nun in Schutt und Asche.
6.575.699 Menschen sind sowohl im
Land als auch über die Landesgren-
zen hinweg auf  der Flucht.

Afghanistan: Das Land befindet
sich seit Jahren in einer katastropha-

len Lage. Seit 2001
kamen 68.000 Men-
schen ums Leben,
allein im ersten
Halbjahr 2015 star-
ben 5.000 Zivilis-
ten. Der Wiederauf-
bau verläuft schlep-
pend und die Ge-
walt flammt im-
mer wieder auf.
1.226.170 Men-
schen sind seit Jah-
ren auf  der Flucht. 
Irak: Das Land
wurde durch die
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Nach wie vor bleiben die meisten
Flüchtlinge in ihrem eigenen Land
bzw. Kontinent, denn sie suchen
mehrheitlich in Ländern Schutz, die
in der Nähe ihrer ursprünglichen
Heimat liegen. Knapp 90 Prozent
der Flüchtlinge werden von Ent-
wicklungsländern aufgenommen. Zu
den Ländern weltweit, die besonders
viele Menschen aufnehmen, gehören
die Türkei, Pakistan, der Libanon,
Äthiopien, Jordanien, Kenia, der
Tschad und Uganda. Im Libanon ist
sogar jeder vierte Einwohner ein
Flüchtling. 

Herkunftsländer

Weltweit sind fast 60 Millionen
Menschen auf  der Flucht – so viele
wie seit dem Zweiten Weltkrieg
nicht mehr. Es handelte sich dabei
laut UNHCR Ende 2014 um 38,2
Millionen Binnenvertriebene, 19,5
Millionen Flüchtlinge und 1,8 Milli-
onen Asylsuchende. Das bedeutet
einen Anstieg von knapp 60 Prozent
seit dem Jahr 2006. 

Kein Mensch flieht freiwillig!

„Kein Mensch flieht freiwillig“, sagt die Caritas. „Kein Mensch ist illegal“, sagt ProAsyl. Amnesty

International stimmt diesen Aussagen zu und hat angesichts der aktuellen Flüchtlingskrise in Euro-

pa einen Fünfpunkteplan vorgestellt, der die Situation für die Flüchtlinge erleichtern soll, denn noch

immer sterben viele Menschen auf dem Weg in ihre neue, bessere Zukunft. Für ein Leben ohne Ge-

walt und Krieg nehmen sie eine weite, gefährliche Reise auf sich und setzen Tag für Tag in viel zu

kleinen und überfüllten Booten auf dem Mittelmeer oder auf endlos langen Fußmärschen ihr Leben

aufs Spiel.

Gekentertes Flüchtlingsboot
http://polpix.sueddeutsche.com
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Kriegsmaschinerie der USA zerstört,

der Krieg hat das Land islamisiert.

Im Moment wird die Terrormiliz IS

bekämpft. 1.894.505 Menschen sind

auf  der Flucht.

Somalia: Das Land gilt als „Failed

State“. Obwohl einige Landesteile

mittlerweile wieder befriedet sein

sollen, halten die Gewalt und die

Kontrolle durch die Al-Shabaab (is-

lamistische militante Bewegung) an.

903.774 Menschen sind seit Jahren

auf  der Flucht.

Sudan: Im Land herrschen seit

vielen Jahren gewaltsame Konflikte.

Obwohl Peace-Keeping-Missionen

der Vereinten Nationen in den Län-

dern etabliert wurden, hält die Ge-

walt an und flammt immer wieder

auf. 3.982.684 Menschen sind seit

Jahren auf  der Flucht. 

Kosovo: Dem Land versprach der

Westen nach der Herauslösung aus

Jugoslawien eine gute Zukunft und

doch bietet es den Menschen im

Moment keine angemessenen Le-

bensbedingungen, von einer Zu-

kunft ganz zu schweigen. In Serbien,

Montenegro und Kosovo sind

180.466 Menschen auf  der Flucht.

Nichtsdestotrotz versucht Deutsch-

land immer wieder, den Kosovo und

andere Balkanstaaten als sichere

Herkunftsländer zu klassifizieren.

Fluchtwege

Um nach Europa zu gelangen, ha-

ben sich in den vergangenen Jahren

und Monaten verschiedene Haupt-

routen herauskristallisiert. Neben

den bekannten Fluchtwegen über

das Mittelmeer ist in den letzten

Wochen eine neue Route dazuge-

kommen: die sogenannte „Polarrou-

te“. Kirkenes ist eine kleine Stadt im

hohen Norden Europas, und sie gilt

als Norwegens „Tor zum Osten“,

weil sie an der Grenze zu Russland

liegt. Seit ein paar Monaten ist Kir-

kenes aber auch ein Tor zum Westen

 – und zwar für Flüchtlinge aus Syri-

en. Die ungewöhnliche und lange

Flucht der Syrer führt über die Tür-

kei und Georgien in den Norden

Russlands bis in die Arktisregion

von Murmansk, um dann norwegi-

oder mit dem Auto nicht erlaubt ist.

In der bitteren Kälte des nordischen

Herbst und Winters fahren sie

schwer bepackt mit in Russland ge-

kauften Fahrrädern über die Grenze

und lassen diese nach der Grenz-

überquerung in Norwegen zurück.

Von Kirkenes werden sie dann mit

dem Flugzeug nach Oslo gebracht.

Die Flüchtlingspolitik von 

Amnesty

Amnesty International stellt zum

einen Forderungen für die internati-

onale Staatengemeinschaft auf, und

setzt sich zum anderen für die Ver-

besserung des Flüchtlingsschutzes

in Deutschland ein. 

sches Territorium zu erreichen.

Vom syrischen Damaskus bis ins

norwegische Kirkenes sind es über

5.500 Kilometer. Im Vergleich zu

den Flüchtlingsbewegungen im Mit-

telmeerraum und auf  dem Balkan

ist die neue Polarroute zwar noch

ein Randphänomen der Völkerwan-

derung, birgt aber nicht das Risiko,

im Mittelmeer zu ertrinken oder in

die chaotischen Verhältnisse auf

dem Balkan zu geraten. Anderer-

seits stellen die Temperaturen eine

große Herausforderung dar. Der

Jahresdurchschnitt liegt nämlich nur

knapp über dem Gefrierpunkt. Die

meisten Syrer überqueren die Gren-

ze von Russland nach Norwegen

mit dem Fahrrad, da dies zu Fuß

Flüchtlingswege nach Europa
http://polpix.sueddeutsche.com

Polarroute: Kirkenes, das Tor zum Westen 
Quelle: www.heute.de



mit Drittstaaten ab, wenn die Ein-

haltung der Menschenrechte nicht

garantiert ist. 

In Deutschland spricht sich Am-

nesty zum Beispiel gegen das Kon-

zept der „sicheren Herkunftsstaa-

ten“ aus, fordert die Abschaffung

des Asylbewerberleistungsgesetzes

und setzt sich für mehr Plätze im

Rahmen des Neuansiedlungspro-

gramms der Vereinten Nationen ein.

Das sogenannte Resettlement-Pro-

gramm der UN hat zum Ziel, eine

dauerhafte Neuansiedlung in einem

zur Aufnahme bereiten Drittland zu

bieten. Diese Neuansiedlung bietet

den Flüchtlingen die Chance, sich

ein neues Leben in Frieden und Si-

cherheit aufzubauen, denn ihnen

werden dabei voller Schutz und In-

tegrationsmöglichkeiten gewährt.

Zudem werden die Erstaufnahme-

länder entlastet, was wiederum der

Entspannung in den entsprechen-

den Regionen dient und weiteren

Konflikten vorbeugt. Für ein Resett-

lement vereinbart der UNHCR mit

dem möglichen Neuansiedlungsland

den konkreten Ablauf  des Verfah-

rens. Ob ein bestimmter Flüchtling

dann letztendlich tatsächlich aufge-

nommen wird, entscheidet aber das

potentielle Aufnahmeland. Bislang

bieten nur wenige Staaten Resettle-

ment-Programme an, durch die je-

des Jahr eine festgelegte Anzahl von

Flüchtlingen aufgenommen wird.

Die meisten Asylsuchenden werden

momentan von den USA, Kanada

und Australien aufgenommen. In

Europa bieten die nordischen Län-

der die meisten Resettlement-Plätze.

Insgesamt sind pro Jahr rund 80.000

Plätze für Neuansiedlungen ge-

schaffen. In den kommenden Jahren

wird der Bedarf  jedoch um ein wei-

tes steigen und in den nächsten fünf

Jahren werden vermutlich rund

800.000 Menschen Resettlement be-

nötigen. 

Um den Forderungen in der

Flüchtlingspolitik Nachdruck zu

verleihen, verfasst Amnesty Stel-

lungnahmen zu Gesetzesentwürfen,

organisiert Veranstaltungen und ap-

pelliert in Petitionen an Politikerin-

nen und Politiker. Ganz konkret un-

terstützt Amnesty Flüchtlinge durch

Asylberatungen, die in rund 30 Be-

zirken in ganz Deutschland angebo-

ten werden. In diesen ehrenamtli-

chen Rechtsberatungen können sich

Asylsuchende über den Ablauf  des

Asylverfahrens und den Stand des

eigenen Verfahrens informieren. In

bestimmten Fällen kann die Asyl-

gruppe den Asylsuchenden als Ein-

zelfall betreuen und es können An-

waltskosten übernommen werden.

Den Mitgliedern der Asylgruppen

werden jährlich mehrere Schulungs-

seminare angeboten, daneben gibt

es für sie regelmäßige Arbeitstref-

fen. Außerdem erstellt Amnesty In-

ternational auf  Anfrage von Verwal-

tungsgerichten Gutachten zur Men-

schenrechtslage im Herkunftsland.

Diese Gutachten können helfen, die

Gerichtsentscheidungen qualitativ

zu verbessern und einen Abschiebe-

schutz herbeizuführen. 

Als Menschen in einem wohlha-

benden Land wie Deutschland ist es

an uns, Verantwortung zu überneh-

men und denen Solidarität zu zol-

len, die durch zahlreiche Schicksals-

schläge, Gewalt, Kriege und Verbre-

chen gezwungen werden, ihr Land

zu verlassen. Denn nach wie vor

gilt: Kein Mensch lässt ohne Grund

seine Heimat zurück, um in eine un-

gewisse Zukunft zu steuern. Kein

Mensch flieht freiwillig!

Laura Steinacher
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Im September stellte Amnesty ei-

nen Fünf-Punkte-Plan zur Bewälti-

gung der Flüchtlingskrise vor und

forderte u.a., dass Mitgliedstaaten an

den Rändern der EU bei der Versor-

gung von Flüchtlingen stärker unter-

stützt werden müssen und diese

Länder wiederum auf  den unnöti-

gen oder unangemessenen Einsatz

von Gewalt verzichten. Außerdem

müssen sichere Fluchtrouten in die

EU geschaffen und die Beschrän-

kungen der Bewegungsfreiheit von

Asylbewerbern in der EU aufgeho-

ben werden.

Amnesty International fordert seit

Jahren eine Neuausrichtung des

Flüchtlingsschutzes in Europa, da-

mit das Menschenrecht auf  Asyl

(Artikel 14 der Allgemeinen Erklä-

rung der Menschenrechte) auch tat-

sächlich für alle Schutzbedürftigen

garantiert ist. Dabei spricht Am-

nesty immer wieder die Situation an

den EU-Außengrenzen an. Durch

konsequente Abschottung an den

Grenzen werden Flüchtlinge ge-

zwungen, lebensgefährliche Routen

über das Mittelmeer nach Italien

oder Griechenland zu nehmen. Am-

nesty setzt sich daher für ein starkes

Seenotrettungsprogramm auf  dem

Mittelmeer ein, damit die Fahrt we-

niger gefährlich wird. An den EU-

Grenzen müssen Schutzsuchende

Zugang zu einem individualisierten

Asylverfahren haben. Außerdem

lehnt Amnesty bei der Einwande-

rungskontrolle die Kooperationen

Amnesty-Generalsekretärin Selmin Çalışkan
Foto: Amnesty International
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sich kennen, aber noch sind wir zu

viele, um uns die Namen und Ge-

sichter zu merken. 

In den nächsten Wochen flaut die

Anwesenheit schon wieder etwas ab.

Klar, man schaut sich zunächst vie-

les an, hat dann doch keine Zeit,

kann sich bei Dunkelheit und Kälte

nicht mehr zum Rausgehen motivie-

ren… Aber mit zu vielen Leuten

sind die Gruppensitzungen sowieso

nicht sehr produktiv, der Schwund

führt zu einer stabilen Gruppe. 

Und wir planen fleißig an unserer

Aktion zum Tag der Menschenrech-

te. Da muss natürlich etwas gemacht

werden, klar. Leider ist der immer

im Dezember, also ist es kalt. Gibt

aber auch Schlimmeres. So stehen

wir da, verteilen Flyer. Sitzen auf

Stühlen und stellen Folter nach, mit

Stofftaschen auf  dem Kopf, klar

von Amnesty, und gefesselten Hän-

den und Füßen. Es ist kalt und un-

angenehm, wie die Arme nach hin-

ten gebogen sind, man kann sich

nicht bewegen, man sieht nichts.

Manche Leute schimpfen, wir wären

schlechte Vorbilder für Kinder, aber

wir wollen ja auch keine Vorbilder

sein. Wir wollen uns gegen Folter

aussprechen. Wir wollen darauf  auf-

merksam machen, dass die Men-

schenrechte leider noch so oft in

extremer Weise verletzt werden.

Und wir wollen die Menschen dazu

bringen, etwas dagegen zu tun, mit

ihrer Unterschrift. Auch wenn viele

diese nicht gerne hergeben, sie sind

misstrauisch.

Trotzdem haben

wir Erfolg und

ziehen zufrieden

von dannen, auf-

wärmen…

Im Januar veran-

stalten wir einen

Infoabend zum

Thema „Flucht“.

Den hat unser

AK, Arbeitskreis,

„Flüchtlinge“ ge-

plant. Wir arbei-

ten jetzt auch in

AKs, damit wir

uns besser orga-

nisieren können.

So hat jeder sein

Fachgebiet, mit

dem er sich aus-

kennt. Und man

lernt sich besser kennen, fühlt sich

noch mehr beteiligt. 

Der Abend läuft gut, es ist voll im

Arsenalkino. Nur die Technik macht

nicht mit, dafür können wir aber

nichts. Wer hat schon miterlebt,

dass im Kino die Technik streikt?

Pech muss man haben. 

Bald stehen wir wieder in der

Stadt auf  dem Holzmarkt mit einem

Infostand. Es geht um die Rechte

von LGBTI (Lesben, Schwulen, Bi-

sexuellen, Transgender und Interse-

xuellen). Ein schwieriges Thema.

Finden wir, finden manche Men-

schen. Wir können ein paar Unter-

schriften sammeln. Es ist mühsam

und man erhält viel Ablehnung.

Oktober in Tübingen. Die Blätter

färben sich rot, orange, gelb. Und

die Studierenden trudeln ein. Vor

dem Studentensekretariat bilden sich

lange Schlangen, in der Universitäts-

bibliothek herrscht ein konstanter

Lärmpegel, der dem Summen von

Bienen ähnelt, auf  der Straße sieht

man Umzugswägen stehen: die Erst-

semester kommen.

In der ersten

Vorlesungswoche

findet der Markt

der Möglichkei-

ten im Rahmen

des Dies Univer-

sitatis statt. Auch

hier ist es voll,

sehr voll. Junge

Leute drängen

sich um die ver-

schiedenen Stän-

de, an denen

Cookies und Ku-

gelschreiber und

vor allen Dingen

Flyer verteilt wer-

den. Und mitten

drin: wir, die Am-

nesty Internatio-

nal Hochschul-

gruppe Tübin-

gen. Auch wir wollen natürlich auf

unsere Gruppe aufmerksam ma-

chen, neue Leute anwerben. Dafür

stehen wir gute zwei Stunden auf

dem Dies und auch nebenan im

Clubhaus beim Alternativen Dies,

dem ALDI, sind wir vertreten. Viele

Studierende sind interessiert, wollen

zu unserem ersten Treffen kommen. 

Das findet in der Woche darauf

statt. Wir sind erstaunt, es kommen

immer mehr und mehr Leute. Wir

trinken Tee und knabbern Kekse

und stellen unsere Arbeit und auch

Amnesty vor. Und noch mehr Inte-

ressierte kommen. Alle sind wir uns

einig: Die Menschenrechte sind uns

wichtig und wir wollen uns für sie

einsetzen. Ein bisschen lernt man

Menschenrechten eine Stimme geben – 

ein Jahr mit der Hochschulgruppe Tübingen

Aktion zum Thema Flüchtlinge
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und ihre Helfer dar, halten dabei un-
ser Banner hoch. Wir werden wahr-
genommen, das ist das Wichtigste.
Dann aber schnell zurück zum An-
legesteg, die Bewohner des Stifts
wollen am Rennen teilnehmen. 

Mit der Sommerhitze wird´s beim
Gruppentreffen leerer, die Aktionen
werden weniger. Es ist wieder Klau-
surenphase, mancher verabschiedet
sich mental schon in den Urlaub.
Wir treffen uns in der letzten Vorle-
sungswoche noch einmal im Botani-

schen Garten. Unser Sommerfest
mit Grillgut und Salaten, Cookies
und Obst. Wir reden, lachen, verab-
schieden unsere Gruppenspreche-
rin. Ein Jahr für sie ist vorbei, jetzt
ist der nächste Gruppensprecher an
der Reihe mit Organisieren und
„Überblickbehalten“. Wir schauen
auf  gemeinsame Aktionen zurück,
die wir gestemmt haben, und freuen
uns vor allen Dingen über einen
großen Erfolg: Der iranische Stu-
dent Majid Tavakoli, den wir als
Einzelfall semesterlang begleitet ha-
ben, wurde aus der Haft entlassen.
Damit hat sich die Hartnäckigkeit
von Amnesty International erneut
gelohnt. Einen besseren Abschluss
kann es nicht geben. 

Die Semesterferien beginnen, Tü-
bingen wird plötzlich wieder von
Familien und Schülern und nicht
von Studierenden bevölkert. Auch
die Hochschulgruppe ist nur noch
vereinzelt aktiv, wer da ist, macht
mit, der Rest befindet sich im Prak-
tikum, schreibt Hausarbeiten oder
erholt sich im Urlaub, um dann wie-
der voller Tatendrang ins neue Se-
mester und zu neuen Aktionen zu
starten. 

Clara Schneiderhan
Amnesty-Hochschulgruppe Tübingen

Kontakt: hsg@ai-tuebingen.de

Menschenrechten eine Stimme geben – ein Jahr mit der Hochschulgruppe Tübingen

Aber jedes Mal, wenn dann doch
wieder einer zuhört und sogar unter-
schreibt, ist es ein kleiner Erfolg und
es lohnt sich wieder. 

Mittlerweile kennen wir uns doch
ganz gut; gemeinsame Schichten am
Stand verbinden und interne Aktio-
nen bringen uns näher. So freut man
sich jede Woche auf  die netten Men-
schen, die man bei der Gruppensit-
zung antrifft. Uns verbindet das In-
teresse an Menschen und der per-
sönliche Einsatz für ihre Rechte.
Missstände kritisieren kann jeder,
wir setzen uns für ihre Aufklärung
und Beseitigung ein! 

Es ist Sommer geworden in Tü-
bingen. Das Thermometer steigt
konstant, klettert in rekordverdächti-
ge Höhen. Auf  der Neckarinsel
tummeln sich die Leute, sichern sich
mit Eis in der Hand die besten Plät-
ze für das Stocherkahnrennen. 

Auch wir sind dabei, stehen beim
Evangelischen Stift am Anlegeplatz
und bereiten „unseren“ Kahn vor,
den wir geliehen bekommen, vor. Es
geht los, der Kostümwettbewerb
startet. Wir sind nicht angemeldet,
aber wir wollen die Aufmerksamkeit
nutzen. Wieder steht das Thema
„Flüchtlinge“ im Vordergrund, passt
der Stocherkahn auf  dem Neckar
doch irgendwie zur Situation am
Mittelmeer. Wir stellen Flüchtlinge

Vor der Tübinger Stiftskirche: Die Amnesty-Hochschulgruppe setzt sich für die Rechte
von LGBTI (Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersexuellen) ein, die in

vielen Ländern diskriminiert werden.

Lichter für Majid Tavakoli: Für den iranischen Studenten hatte sich die 
Hochschulgruppe über viele Semester eingesetzt – nun wurde er aus der Haft entlassen. 



21

Briefe gegen das Vergessen

MEXIKO: 

                   Auf Geschäftsreise „verschwunden“

Héctor Rangel Ortiz und zwei seiner Kollegen verschwanden am 10. November 2009 in

Monclova, einer Stadt im nordmexikanischen Bundesstaat Coahuila. Héctor Rangel war bis zu

seinem Verschwinden in einem Familienunternehmen tätig und befand sich in Monclova auf

Geschäftsreise. Er rief  von einem Hotel aus bei seiner Familie an und sagte, dass die örtliche

Polizei seine Kollegen angehalten und ihren Wagen sichergestellt habe. Er werde jetzt zur Poli-

zeiwache gehen, um Näheres herauszufinden. Seit diesem Anruf  hat niemand mehr etwas von

den drei Männern gehört.

Kurz nach diesem letzten Lebenszeichen reisten die Geschwister von Héctor Rangel Ortiz,

Brenda und Enrique Rangel, nach Monclova, um nach ihm zu suchen. Doch schon bald verlie-

ßen sie fluchtartig die Stadt, da sie um ihr Leben fürchteten: Die Polizei und die Staatsanwalt-

schaft hatten ihnen gedroht, ihnen würde dasselbe zustoßen, wenn sie sich nicht heraushielten.

Weil sie die Ermittlungen der Behörden zu dem Fall nicht als ausreichend ansahen, begannen

Brenda Rangel und ihre Familie eigene Recherchen und gingen damit ein hohes persönliches

Risiko ein. Seit Juni 2013 liegt der Fall der Sondereinheit zur Aufklärung von Fällen des Vers-

chwindenlassens („Unidad Especializada de Búsqueda de Personas Desaparecidas“) der Gene-

ralstaatsanwaltschaft vor. Bis zum heutigen Tag ist das Schicksal von Héctor Rangel ungewiss,

und niemand ist wegen seines Verschwindenlassens vor Gericht gestellt worden.

Rund 70 Familien von „Verschwundenen“, einschließlich der Familie Rangel, haben die Or-

ganisation „Fuerzas Unidas por Nuestros Desaparecidos en Coahuila“ (FUUNDEC) gegrün-

det, um gemeinsam Druck auf  die Behörden auszuüben, das Schicksal von „Verschwundenen“

in Coahuila aufzuklären

Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an die Generalstaatsanwältin und dringen Sie darauf, dass die

Sondereinheit zur Aufklärung von Fällen des Verschwindenlassens umgehend eine umfassende und unabhängige

Untersuchung des „Verschwindens“ von Héctor Rangel Ortiz einleitet, um sein Schicksal und seinen Verbleib aufzu-

klären. Bestehen Sie außerdem darauf, dass die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden. Schreiben Sie in gutem

Englisch, Spanisch oder auf  Deutsch.

Senden Sie Ihre Appelle bitte an:

Arely Gómez González
Procuraduría General de la República
Paseo de la Reforma 211-213
Col. Cuauhtémoc
México, D.F., C.P. 06500
MEXIKO
Fax: 00 52 – 55 5346 0908
E-Mail: ofproc@pgr.gob.mx
(Anrede: Dear Attorney General / Estimada Señora Procuradora / 
Sehr geehrte Frau Generalstaatsanwältin)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,80 €)

Briefvorschlag:

Sehr geehrte Frau Generalstaatsanwältin,

ich möchte Sie auf  das Schicksal von Héctor Rangel Ortiz aufmerksam machen: Der Geschäftsmann und zwei sei-
ner Kollegen verschwanden am 10. November 2009 in Monclova. Bis heute gibt es kein Lebenszeichen von Héctor
Rangel, und niemand ist wegen seines Verschwindenlassens vor Gericht gestellt worden. Als seine Geschwister Bren-
da und Enrique Rangel in Monclova nach ihm suchen wollten, wurde ihnen von der Polizei und der Staatsanwalt-
schaft gedroht, ihnen würde dasselbe zustoßen, wenn sie sich nicht heraushielten. 
Ich appelliere an Sie zu veranlassen, dass die Sondereinheit zur Aufklärung von Fällen des Verschwindenlassens um-
gehend eine umfassende und unabhängige Untersuchung des „Verschwindens“ von Héctor Rangel Ortiz einleitet,
um sein Schicksal und seinen Verbleib aufzuklären. Bitte sorgen Sie dafür, dass die für sein „Verschwinden“ Verant-
wortlichen vor Gericht gestellt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Leser mit Zugang zum 
Internet können die Briefe

direkt ausdrucken:

    www.ai-tuebingen.de
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Héctor Rangel Ortiz und seine Schwester
Brenda 

©PRIVAT

Senden Sie bitte eine Kopie an:

Botschaft der Vereinigten Mexikanischen Staaten 

I. E. Frau Patricia Espinosa Cantellano

Klingelhöferstraße 3

10785 Berlin

Fax: 030 – 269 323 700 

E-Mail: mail@mexale.de
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Briefe gegen das Vergessen

IRAN: 

      Hohe Haftstrafen für Angehörige der Baha'i

   Fariba Kamalabadi Taefi, Mahvash Sabet, Jamaloddin

Khanjani, Afif  Naeimi, Saeid Rezaei, Behrouz Tavakkoli

und Vahid Tizfahm gehören der religiösen Minderheit der

Baha'i im Iran an und sind Mitglieder einer Koordinie-

rungsgruppe, die religiöse und administrative Angelegen-

heiten der Baha'i regelt. Sie verbüßen derzeit eine zehnjäh-

rige Haftstrafe, die offenbar mit ihrer friedlichen Religions-

ausübung zusammenhängt. Die Religion der Baha'i wird

von der iranischen Verfassung nicht anerkannt, sodass sie ihren Glauben nicht frei praktizieren dürfen. Seit ihrer

Festnahme im Jahr 2008 haben die Inhaftierten nur eingeschränkt Zugang zu ihren Rechtsbeiständen.

Die fünf  Männer und zwei Frauen wurden im August 2010 von einem Revolutionsgericht in Teheran zu je 20 Jah-

ren Haft verurteilt. Die Vorwürfe lauteten u. a. „Spionage für Israel“, „Beleidigung religiöser Heiligtümer“ und „Pro-

paganda gegen den Staat“. Der Prozess wies einige Unregelmäßigkeiten auf. Amnesty International hat in der Ver-

gangenheit wiederholt kritisiert, dass Verfahren vor iranischen Revolutionsgerichten nicht den Standards für faire

Gerichtsverfahren entsprechen.

Im September 2010 teilten die Behörden den Rechtsbeiständen mit, dass das Strafmaß auf  zehn Jahre Gefängnis

herabgesetzt worden sei. Dies ist bisher jedoch noch nicht schriftlich bestätigt worden. Berichten zufolge werden die

sieben Personen unter schlechten Bedingungen in kleinen Zellen festgehalten. Die Entwicklungspsychologin Fariba

Kamalabadi Taefi und die Lehrerin Mahvash Sabet wurden in den ersten Monaten ihrer Haft in Einzelhaft gehalten.

Alle haben nur eingeschränkten Zugang zu ihren Familien. Afif  Naeimi wurde am 20. Oktober 2015 in ein Kranken-

haus eingeliefert, um sich behandeln zu lassen und Medikamente zu erhalten. Er leidet unter anderem an geschwolle-

nen Lymphknoten, und sein Zustand hat sich durch die mangelhafte medizinische Versorgung im Gefängnis weiter

verschlechtert.

Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an die Oberste Justizautorität und fordern Sie die umgehende

und bedingungslose Freilassung der sieben gewaltlosen politischen Gefangenen (bitte Namen nennen), da sie allein

aufgrund ihres Glaubens bzw. ihrer friedlichen Aktivitäten für die Rechte der Baha'i inhaftiert sind. Bitten Sie darum,

den Inhaftierten regelmäßigen Zugang zu ihren Familien, Rechtsbeiständen und jeder nötigen medizinischen Versor-

gung zu gewähren. Schreiben Sie in gutem Persisch, Englisch oder auf  Deutsch. 

Senden Sie Ihre Appelle bitte an:
Ayatollah Sadegh Larijani
c/o Public Relations Office
Number 4, 2 Azizi Street
Vali Asr Ave., above Pasteur Street intersection
Tehran
IRAN
E-Mail: über die Webseite: 
http://www.bia-judiciary.ir/tabid/62/Default.aspx
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,80 €)

´
Briefvorschlag:

Exzellenz,

mit großer Sorge habe ich gehört, dass Fariba Kamalabadi Taefi, Mahvash Sabet, Jamaloddin Khanjani, Afif
Naeimi, Saeid Rezaei, Behrouz Tavakkoli und Vahid Tizfahm, alle Mitglieder der religiösen Minderheit der Ba-
ha'i, derzeit eine zehnjährige Haftstrafe verbüßen. Die Gefangenen haben weder zu Gewalt aufgerufen noch selbst
Gewalt ausgeübt, sie sind lediglich aufgrund ihres Glaubens bzw. ihrer friedlichen Aktivitäten für die Rechte der Ba-
ha'i inhaftiert. Daher appelliere ich an Sie, die sofortige und bedingungslose Freilassung der sieben Inhaftierten zu
veranlassen. Bitte gewähren Sie den Gefangenen bis zu ihrer Freilassung regelmäßigen Zugang zu ihren Familien,
Rechtsbeiständen und jeder nötigen medizinischen Versorgung.

Hochachtungsvoll

Senden Sie bitte eine Kopie an:
Botschaft der Islamischen Republik Iran
S. E. Herrn Ali Majedi
Podbielskiallee 65-67
14195 Berlin
Fax: 030 – 84 35 35 35
E-Mail: info@iranbotschaft.de

©PRIVAT
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HAITI: 

                  Behördenwillkür gegen Erdbebenopfer in Haiti

Die Siedlung Village Grâce de Dieu liegt an der östlichen Grenze von Canaan, einem Land-

strich am nördlichen Stadtrand der haitianischen Hauptstadt Port-au-Prince. Schätzungen zu-

folge ließen sich etwa 250.000 Menschen nach dem verheerenden Erdbeben vom 12. Januar

2010 in Canaan nieder. Viele von ihnen waren zuvor gezwungen worden, Lager für Binnenver-

triebene zu verlassen. 

Am 30. Januar 2014 suchte ein Friedensrichter die Siedlung Village Grâce de Dieu auf, der

von Polizeikräften und einer Gruppe bewaffneter Männer begleitet wurde. Diese begannen,

etwa 100 Familien aus der Siedlung zu vertreiben. Bewohner_innen berichteten, die Poli-

zist_innen hätten Warnschüsse abgegeben und Tränengas gegen sie eingesetzt. Angaben der

Betroffenen zufolge hatte man sie nicht über die bevorstehende Räumung informiert. Am 3.

Februar 2014 erschienen erneut Polizist_innen in der Siedlung, feuerten Warnschüsse ab und setzten Tränengas ge-

gen die Bewohner_innen ein. Zwei Personen sollen ins Krankenhaus eingewiesen worden sein, nachdem sie von Po-

lizist_innen geschlagen worden waren. Am 5. November 2014 zerstörten Polizeikräfte ein Betonhaus in Village

Grâce de Dieu und gingen Berichten zufolge erneut mit Gewalt gegen Bewohner_innen vor.

In Village Grâce de Dieu gibt es weder Elektrizität und Trinkwasser noch ist die Siedlung an ein Abwassersystem

angeschlossen. Es gibt in der näheren Umgebung keine Gesundheitsdienste. Die Regierung hat kürzlich ein Zwei-

Jahres-Projekt gestartet, das eine nachhaltige Stadtentwicklung in Canaan fördern soll. Der Zugang zu angemessenen

Unterkünften für die Bewohner_innen von Village Grâce de Dieu und anderer Siedlungen in Canaan ist jedoch noch

immer nicht geklärt.

Schreiben Sie bitte höflich formulierte Briefe an den Präsidenten von Haiti, in denen Sie ihn darum bitten, da-

für zu sorgen, dass das kürzlich ins Leben gerufene Projekt in Canaan nicht zu rechtswidrigen Zwangsräumungen

führt. Bitten Sie ihn zudem darum, sicherzustellen, dass die Bewohner_innen von Village Grâce de Dieu und dem

Landstrich Canaan Zugang zu sicheren Nutzungs- und Besitzrechten sowie zu angemessenen Unterkünften haben.

Besonderer Schutz muss dabei den in Armut lebenden Menschen und anderen schutzbedürftigen Gruppen zukom-

men. Schreiben Sie in gutem Englisch, Französisch oder auf  Deutsch.

Senden Sie Ihre Appelle bitte an:
Michel Martelly
Président d’Haiti, Palais Nationale
Rue Magny
Port-au-Prince
HAITI
Fax: 00 202 – 74 57 21 5 
E-Mail: communications@presidentmartelly.ht
(Anrede: Dear President / Monsieur le Président / Sehr geehrter Herr Präsident)
(Standardbrief  Luftpost bis 20g: 0,80 €)
 
Briefvorschlag:

Senden Sie bitte eine Kopie an:
Botschaft der Republik Haiti
Uhlandstraße 14
10623 Berlin
Fax: 030 - 8862 4279
E-Mail: amb.allemagne@diplomatie.ht

©AMNESTY

Sehr geehrter Herr Präsident,
nach dem verheerenden Erdbeben 2010 hat sich die Lage vieler Menschen bis heute nicht ausreichend verbessert.
Dabei leiden viele nicht nur unter Armut und mangelnder Versorgung, sondern werden wiederholt Opfer von Be-
hördenwillkür. Besonders schwierig ist die Lage in Village Grâce de Dieu, einer Siedlung an der östlichen Grenze
von Canaan, einem Landstrich nahe Port-au-Prince. Viele Menschen hatten sich nach dem Erdbeben dort niederge-
lassen, nachdem sie in überfüllten Flüchtlingslagern keine Zuflucht finden konnten.
Im Jahr 2014 kam es zu mehreren Vorfällen, in denen die Rechte der in Village Grâce de Dieu lebenden Erdbeben-
opfer von Polizisten und Behörden verletzt wurden. Etwa 100 Familien wurden unter Anwendung von Gewalt ver-
trieben. Sie waren zuvor nicht über eine bevorstehende Räumung informiert worden. Durch  Warnschüsse und den
Einsatz von Tränengas waren sie zum Verlassen ihrer Häuser gezwungen worden. Zwei Personen sollen ins Kran-
kenhaus eingewiesen worden sein, nachdem sie von Polizisten geschlagen worden waren.
Obwohl die Regierung ein Projekt zur Verbesserung der Lebensbedingungen in dem von Wasser- und Stromversor-
gung abgeschnittenen Gebiet beschlossen hat, sind die Zustände immer noch katastrophal. 
Bitte sorgen Sie dafür, dass keine rechtswidrigen Zwangsräumungen mehr durchgeführt werden. Veranlassen Sie bit-
te außerdem, dass die Bewohner von Village Grâce de Dieu und dem Landstrich Canaan Zugang zu sicheren Nut-
zungs- und Besitzrechten sowie zu angemessenen Unterkünften haben. Besonderer Schutz muss dabei den in Armut
lebenden Menschen und anderen schutzbedürftigen Gruppen zukommen.
Mit freundlichen Grüßen


